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Kirchliches Arbeitsgericht  
 

Beschluss vom 28. April 2008 
 
 
 
In dem Kirchlichen Arbeitsgerichtsverfahren  
 

Wolfram Schiering, Vorsitzender der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitar-
beitervertretungen im caritativen Bereich der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Kon-
radistraße 1, 89601 Schelklingen 

 
           Antragsteller 
 
 

gegen 
 

 
Vorstand der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im ca-
ritativen Bereich der Diözese Rottenburg-Stuttgart, vertreten durch den stellv. 
Vorsitzenden Lothar Bolz, Konradistraße 1, 89601 Schelklingen 
 

 
          Antragsgegner 
 
  
 
wegen: § 14 u.a. MAVO 
hier: einstweilige Verfügung 
 
 
 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht der Diözese Rottenburg-Stuttgart durch den Vorsitzen-
den Richter am Kirchlichen Arbeitsgericht Mayerhöffer ohne mündliche Verhandlung wie 
folgt beschlossen: 
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1. Dem Antragsgegner wird untersagt, bis zur Entscheidung in der Hauptsache 

Maßnahmen zur Umsetzung des Vorstandsbeschlusses vom 17.4.2008, in dem 
dem Vorsitzenden der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretun-
gen im caritativen Bereich der Diözese Rottenburg-Stuttgart das Misstrauen aus-
gesprochen wurde, durchzuführen. 

 
 

2. Verfahrenskosten für das einstweilige Verfügungsverfahren werden nicht erho-
ben. 

 
 
 
 
 
 
 

Gründe: 
 

I. 
 

Der Antragsteller wurde zu Beginn der laufenden Wahlperiode zum Vorstand der Diöze-

sanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im caritativen Bereich der Diö-

zese Rottenburg-Stuttgart (DiAG) gewählt. Der Vorstand der DIAG hat von der Möglich-

keit Gebrauch gemacht, sich eine Geschäftsordnung zu geben, in der u. a. Einzelheiten 

über die Einberufung von Vorstandssitzungen geregelt sind. Wegen der Einzelheiten 

wird auf die Geschäftsordnung i. d. F. vom 1.3.2007 verwiesen. Unter anderem ist fest-

gelegt, dass die Sitzungstage für ein Jahr im Voraus festgelegt werden.  

Am 10. April 2008 fand die letzte planmäßige Sitzung statt. Im Verlaufe dieser Mitglie-

derversammlung kam es zwischen dem Antragsteller und den Vorstandsmitgliedern, 

zumindest mit einer großen Mehrheit, zu einer erheblichen Auseinandersetzung. Ursa-

che dieser Auseinandersetzung war, dass im Verlaufe dieser Mitgliederversammlung 

bekannt geworden ist, dass der Antragsteller in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der 

Mitarbeitervertretung der Stiftung St. Konradihaus Schelklingen die Zustimmung erteilt 

hat, dass in dieser Einrichtung seit 1. Januar 2008 bei Neueinstellungen nicht mehr die 

Vergütungsregelung nach AVR angewandt wird, sondern unter Vorbehalt nach TVöD. 
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Am 11.4.2008 beantragte eine Mehrheit des DiAG-Vorstands eine außerordentliche 

Vorstandssitzung. Nach dem Antrag sollte diese außerordentliche Sitzung am 17. April 

ab 18:00 Uhr in Bad Boll oder am 18. April ab 15:00 Uhr in Stuttgart stattfinden. Die au-

ßerordentliche Sitzung wurde zu dem Zweck beantragt, über einen Misstrauensantrag 

gegen den Vorsitzenden zu beraten und zu beschließen. Zur Begründung der Eilbedürf-

tigkeit wurde darauf hingewiesen, dass nach Auffassung der antragstellenden Vor-

standsmitglieder der Vorstand umgehend reagieren müsse, da das Verhalten des Vor-

sitzenden dem DiAG-Vorstand so viel Vertrauen gekostet habe, dass eine schnelle Re-

aktion erforderlich sei, um den Mitarbeitervertretungen zu zeigen, dass das Verhalten 

des Vorsitzenden nicht geduldet werde. 

Mit E-Mail vom 15.4.2008 teilte der Vorsitzende mit, dass er zu den vorgeschlagenen 

Terminen verhindert sei. Als Termin für die beantragte außerordentliche Sitzung schlug 

er den 21.4. oder 22.4. jeweils ab 19:00 Uhr im Raum Ulm oder den 28.4 ganztägig vor. 

Am 15.4.2008 lud der stellvertretende Vorsitzende des DIAG-Vorstands zur außeror-

dentlichen Vorstandssitzung auf 17.4.2008 um 18 Uhr in die Evangelische Akademie 

Bad Boll unter Mitteilung einer Tagesordnung ein. Der Tagesordnungspunkt 2 lautete 

wie folgt: „Misstrauensantrag gegen den Vorsitzenden". Die Einladung beinhaltet noch 

den Vermerk, dass diese durch den stellvertretenden Vorsitzenden erfolge, da sich der 

Vorsitzende weigere, einem Antrag der Mehrheit nachzukommen. Als Postskriptum hat 

die Einladung noch folgenden Hinweis: „Falls jetzt Schreiben kommen, dass die Einla-

dung nur vom Vorsitzenden kommen könne, weise ich vorsorglich darauf hin, dass der 

Vorsitzende in der Regel einlädt. Ich sehe hier auch einem eventuellen Verfahren vor 

dem Kirchl. Arbeitsgericht gelassen entgegen.“ 

Am 17.4.2008 wurde die Sitzung durchgeführt und von den anwesenden Mitgliedern 

dem Vorsitzenden einstimmig das Misstrauen ausgesprochen. Mit Rundschreiben an die 

Mitarbeitervertretungen vom 18.4.2008 wurde die Veränderung im DiAG-Vorstand be-

kannt gemacht. 

Mit Klage vom 22.4.2008 beantragte der Antragsteller festzustellen, dass der stellvertre-

tende Vorsitzende der DiAG-MAV nicht befugt war, zu einer außerordentlichen Sitzung  
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des DiAG-Vorstands auf den 17. April 2008 einzuladen; dass diese Sitzung nicht ord-

nungsgemäß einberufen war und alle auf dieser Sitzung gefassten Beschlüsse nichtig 

sind.  

Die Klage ist verbunden mit einem Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz nach § 52 

KAGO. Zur Begründung führte der Antragsteller aus, dass nach § 7 der Regelungen 

über die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen der Vorstand auf Einladung 

der oder des Vorsitzenden nach Bedarf zusammentritt. Er habe auf den Antrag auf 

Durchführung einer außerordentlichen Sitzung seinerseits mit Terminvorschlägen rea-

giert und darauf hingewiesen, dass die im Antrag gemachten Vorschläge für ihn nicht in 

Frage kommen würden, weil er sich zu diesen Zeitpunkten in einem schon länger ge-

planten Freizeitausgleich befinde und darüber hinaus auch private Termine habe. Die 

vorgeschlagenen Termine hätten lediglich den Zweck, ihn als Betroffenen bei diesem 

Misstrauensvotum auszugrenzen. Es liege auch kein Fall seiner Verhinderung vor, zu-

mal eine solche durch den DiAG-Vorstand auch nicht festgestellt worden sei. Schließlich 

weist er darauf hin, dass der Erlass der beantragten einstweiligen Verfügung deshalb 

erforderlich sei, da die Gefahr bestehe, dass er in dem Zeitraum bis zur rechtskräftigen 

Beendigung des Verfahrens in seinen Rechten als Vorsitzender eingeschränkt werde 

und außerdem eine schnelle Klarstellung zur Sicherung der Handlungsfähigkeit des 

Vorstandes geboten sei. 

Der Antragsgegner beantragt die Zurückweisung sämtlicher Anträge und bringt dazu 

vor, der Antragsteller habe auf den Antrag der Mehrheit des Vorstands nicht reagiert. 

Nach der Geschäftsordnung der DiAG-MAV seien die Mitglieder des Leitungsteams, 

wozu auch der Antragsteller gehöre, verpflichtet, sich bei Abwesenheit von mehr als ei-

nem halben Tag gegenseitig zu informieren, um eine Vertretung sicherzustellen. Der 

Antragsteller sei weder am Freitag, den 11. April, noch am Montag, 14., und Dienstag, 

15. April, für ihn an seinem Arbeitsplatz erreichbar gewesen. Da er keine Abwesenheits-

zeiten gemeldet habe, habe er von dessen Verhinderung ausgehen müssen und habe 

deshalb zur außerordentlichen Sitzung auf den 17. April eingeladen. Von dem Schrei-

ben des Antragstellers vom 15. April habe er erst nachträglich erfahren. Es lasse sich 

nachträglich auch kaum mehr feststellen, ob tatsächlich dessen Verhinderung für den  
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17. April vorgelegen habe. Es könne nicht im Interesse der Ordnung liegen, dass ein 

Teil der MAVO nicht vollzogen werden könne, wenn sich der Vorsitzende einem Miss-

trauensantrag dadurch entziehen könne, einfach nicht einzuladen um somit die Amtszeit 

absitzen zu können. In diesem Zusammenhang müsse berücksichtigt werden, dass der 

Tagesordnungspunkt „Misstrauensantrag gegen den Vorsitzenden" ohnehin vom stell-

vertretenden Vorsitzenden hätte geleitet werden müssen, selbst wenn der Vorsitzende 

anwesend gewesen wäre. Schließlich müsse in Analogie zum „Selbstzusammenkom-

mensrecht" bei Nichteinladung zur konstituierenden Sitzung durch den Vorsitzenden des 

Wahlausschusses für die Sachlage im vorliegenden Fall entsprechendes gelten. 

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf deren Schriftsätze nebst Anla-

gen Bezug genommen. 

 

 

II. 
 

 

1. Der Antrag ist zulässig  

a. Die Parteien werden zunächst darauf hingewiesen, dass im Rahmen eines Verfah-

rens, bei dem es um die Wirksamkeit eines Beschlusses geht, der den Status eines Be-

teiligten verändert, die im angefochtenen Beschluss getroffene Änderung bei der Partei-

stellung unberücksichtigt bleibt.  

Die Antragsgegnerin wird vom stellvertretenden Vorsitzenden vertreten, da der An-

tragsteller als Verfahrensgegner aus Rechtsgründen daran gehindert ist. 

 

b. Der Antragsteller ist, da er eine Rechtsverletzung geltend macht, die ihn als Mitglied 

der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretung betrifft, gemäß § 8 Abs. 2 d KAGO 

und der Antragsgegner als Organ einer Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 

(§ 8 Abs. 2 c KAGO i. V: m. § 24 Abs. 3 MAVO) verfahrensbeteiligt. 
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2. Der Antrag ist auch begründet. 

 

a. Eine einstweilige Verfügung kann dann erlassen werden, wenn die Gefahr besteht, 

dass in dem Zeitraum bis zur rechtskräftigen Beendigung des Verfahrens die Verwirkli-

chung eines Rechtes der Antragstellerin vereitelt oder wesentlich erschwert werden 

könnte, oder wenn die Regelung eines vorläufigen Zustandes in einem streitigen 

Rechtsverhältnis erforderlich ist, um wesentliche Nachteile abzuwenden (§ 52 Abs. 1 

KAGO). Diese Voraussetzungen muss die Antragstellerin schlüssig dartun und glaubhaft 

machen.  

 

b. Der Erlass einer einstweiligen Verfügung setzt voraus, dass eine hohe Wahrschein-

lichkeit für die behauptete Rechtsverletzung besteht (Verfügungsanspruch).  

Dies ist im vorliegenden Verfahren zu bejahen, obwohl den angekündigten Anträgen 

das notwendige Feststellungsinteresse fehlen dürfte. Die Feststellungsklage ist grund-

sätzlich zur Leistungsklage subsidiär. Im vorliegenden Verfahren geht es um die Wirk-

samkeit eines Beschlusses. Somit ist es möglich, mit der Klage diesen Beschluss mit 

einer darauf gerichteten Klage anzufechten. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusam-

menhang aber, dass vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen der Amtsermitt-

lungsgrundsatz gilt (§ 7 Abs. 3 KAGO) und deshalb der Sachverhalt von Amts wegen zu 

ermitteln ist. Aus dem Vorbringen wird deutlich, dass der Antragsteller sich gegen den in 

der Sitzung vom 17.4.2008 gefassten Beschluss, durch den ihm als Vorsitzender das 

Misstrauen ausgesprochen worden ist, wendet.  

Es kommt somit darauf an, ob nach dem Vorbringen des Antragstellers mit der erforder-

lichen Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden kann, dass der Beschluss nicht 

ordnungsgemäß zustande gekommen ist.  

Ein Beschluss kommt dann ordnungsgemäß zustande, wenn er vom zuständigen Organ 

nach einem den gesetzlichen Vorgaben entsprechenden Verfahren mit der erforderli-

chen Mehrheit gefasst worden ist.  
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Davon kann im vorliegenden Fall nicht ausgegangen werden, da zu der Vorstandssit-

zung vom 17.4.2008 nicht ordnungsgemäß eingeladen worden ist. Eine ordnungsgemä-

ße Einladung setzt voraus, dass die zuständige Person alle einzuladenden Personen 

unter Einhaltung der vorgeschriebenen Form und Frist geladen hat. Gemäß § 14 Abs. 3 

MAVO lädt der Vorsitzende zu den Sitzungen der Mitarbeitervertretung ein. Für die Ar-

beitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen ist in der Regelung über die Zusam-

mensetzung und Bildung der Organe vom 13.3.1998 (BO Nr. 669) darüber hinaus be-

stimmt, dass der Vorstand auf Einladung des Vorsitzenden nach Bedarf zusammentritt 

(§ 7 Abs. 1). Auch § 2 Abs. 1 u. 7 der Geschäftsordnung bestimmt, dass der Vorsitzende 

zu den Sitzungen einlädt. Das Einladungsrecht steht nur dann dem stellvertretenden 

Vorsitzenden zu, wenn der Vorsitzende verhindert ist (§ 14 Abs. 3 MAVO). Nach dem 

bisherigen Vorbringen kann weder von einem Fall der tatsächlichen oder rechtlichen 

Verhinderung ausgegangen werden. 

Die Verhinderung muss sich darauf beziehen, dass der Vorsitzende, sei es wegen Ab-

wesenheit oder Krankheit, nicht einladen kann oder dass der Vorsitzende nicht einladen 

darf, weil ihm das im Einzelfall nach den gesetzlichen Regelungen untersagt ist.  

Der Vorsitzende wäre auch nach dem Vorbringen des Antragsgegners in der Lage ge-

wesen, die Einladungen auszusprechen. In diesem Zusammenhang ist es unerheblich, 

dass er zum Termin, auf den er einlädt, verhindert ist. Der Vorsitzende hat auch zu der 

Sitzung einzuladen, auf der über einen gegen ihn selbst gestellten Misstrauensantrag 

abgestimmt werden soll. Der Umstand, dass der Vorsitzende die Sitzung zu diesem Ta-

gesordnungspunkt wegen der Selbstbetroffenheit nicht leiten darf, berührt seine Zustän-

digkeit zur Einladung nicht. 

Auch aus dem Antragsrecht der Mehrheit der Mitglieder des Vorstands auf Einberufung 

einer Sitzung (§ 14 Abs. 3 S.2 MAVO) ergibt sich keine Verhinderung der Antragsgeg-

ners. Das Antragsrecht umfasst nicht den Zeitpunkt der Sitzung. Dessen Festlegung ist, 

ggf. nach Rücksprache mit dem Leitungsteam, Aufgabe des Vorsitzenden.  

 

b. Auch der erforderliche Verfügungsgrund ist gegeben, weil die vorläufige Regelung zur 

Abwehr von wesentlichen Nachteilen erforderlich ist.  

 



 8 

 

Zwischen den Parteien besteht Streit darüber, ob der Beschluss vom 17.4.2008 wirksam 

ist oder nicht. Die Arbeitsfähigkeit des DiAG-Vorstands ist aufgrund der besonderen 

Stellung des Vorsitzenden von dieser Frage abhängig. In diesem Zusammenhang sei 

nur darauf hingewiesen, dass es Aufgabe des Vorsitzenden ist, zu den Sitzungen des 

Vorstands einzuladen.  

 

c. Den Inhalt der einstweiligen Verfügung hat das Gericht nach freiem Ermessen im 

Rahmen des Streitgegenstands, des Sicherungszwecks und unter Beachtung des 

Grundsatzes, dass die vorläufige Regelung die Entscheidung in der Hauptsache nicht 

vorwegnehmen darf, zu bestimmen (vgl. § 936 ZPO). Aus diesem Grund ist anzuordnen, 

dass der bisherige Zustand bis zur Entscheidung in der Hauptsache nicht verändert 

werden darf. 

 

 

III. 
 

 

Gemäß § 12 Abs. 1 KAGO werden im Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Ar-

beitssachen Gebühren nicht erhoben.  

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 
 

Gegen Beschlüsse, durch die über die Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 
einer einstweiligen Verfügung entschieden wird, ist die Revision nicht zulässig    
(§ 47 Abs. 4 KAGO) 

 
 
 

 
Mayerhöffer 
Vorsitzender Richter am Kirchlichen Arbeitsgericht 


